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Kommunale Steuermehreinnahmen lösen 
bei den Städten keine Euphorie aus
Eindeutige Signale Richtung Chefgespräch 
mit dem Finanzminister

(JD) „Nach der Mai-Steuerschät-
zung 2016 zeichnen sich zwar posi-
tive Entwicklungen für die kommu-
nalen Steuererträge ab. Dies bietet 
jedoch noch keinen Grund zur Eu-
phorie“, sagt Kassels Oberbürger-
meister Bertram Hilgen, Präsident 
des Hessischen Städtetages nach 
der Sitzung des Spitzengremiums 
Anfang Juni. Die Frühjahrstagung 
des Verbandes fand im Haus der 
Kommunalen Selbstverwaltung, 
dem Sitz des Hessischen Städteta-
ges, in Wiesbaden statt.

Hilgen: „Trotz vielfach positiver Kon-
solidierungsergebnisse der vergan-
genen Jahre stehen die hessischen 
Kommunen in ihrer Gesamtheit 
immer noch mit an der Spitze unter 
den verschuldeten Kommunen in 
Deutschland. Wir erwarten deshalb, 
dass das Finanzministerium den 
weiterhin hohen Konsolidierungsbe-
darf und den erheblichen investiven 
Nachholbedarf der Kommunen an-
erkennt.“

In der Vergangenheit haben güns-
tige kommunale Ertragssituatio-
nen häufig die Politik motiviert, den 
Kommunen höhere Lasten aufzu-
bürden. Hilgen: „Die gegenteilige 

Richtung ist richtig: Speziell bei den 
Integrationsleistungen für Flüchtlin-
ge erwarten die hessischen Kom-
munen Unterstützung des Landes, 
sowohl mit dessen eigenen Mitteln 
als auch durch entsprechende Un-
terstützung und Fürsprache gegen-
über dem Bund.“

Der Hessische Städtetag streitet 
weiter für eine „Deckelung“ bei Kreis- 
und Schulumlage. Hilgen: „Wir er-
warten, dass das Innenministerium 
das bis zum Jahr 2015 bewährte und 
befriedende Umlagehebesatzlimit 
als bewährtes Regelungselement 
für das Verhältnis der umlagepflich-

tigen Städte gegenüber ihren Land-
kreisen ab 2017 fortsetzt.“ Das Limit 
gab es bis zum Jahr 2015. Die Städte 
streiten zudem für eine umfassende 
Nachweispflicht der Landkreise be-
züglich ihres Bedarfs sowohl für die 
Kreisumlage als auch für die Schu-
lumlage. Hilgen: „Nur das schafft die 
notwendige Transparenz.“

Sonderstatusstädte wollen ange-
messenen Ausgleich für ihre Auf-
gabenerledigung
Schon vor der Sitzung des Präsidi-
ums trafen sich am frühen Vormittag 
die sieben Oberbürgermeister der 
Sonderstatusstädte – Oberbürger-
meisterin Grabe-Bolz aus Gießen 
und ihre sechs männlichen Kollegen 
aus Rüsselsheim, Hanau, Marburg, 
Fulda, Bad Homburg und Wetzlar. 
Sie wehren sich nicht nur gegen eine 
nachteilige Übergangsregelung im 
neuen Finanzausgleichsgesetz. Sie 
wollen auch in fachlicher Überein-
stimmung über die Untersuchung 
beraten, die bis zum kommenden 
Jahr 2017 die Überörtliche Prüfung 
unter Leitung des Präsidenten des 
Landesrechnungshofes in ihren 
sieben Städten und den sieben zu-
gehörigen Kragen-Landkreisen vor-
nehmen wird.

Sonderstatusstädte nehmen ihre Belange selbst in die Hand: v.l.: OB Patrick Burghardt 

aus Rüsselsheim, OB Dr. Heiko Wingenfeld aus Fulda sowie die Bürgermeisterin Gerda 

Weigel-Greilich aus Gießen.
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Steuereinnahmen steigen. Konsolidierungsnot bleibt. 

(JD) Der Hessische Finanzminister 
Dr. Thomas Schäfer hat eine gute 
Öffentlichkeitsabteilung. Kaum wa-
ren dem Finanzministerium die er-
freulichen Steuerschätzer-Daten für 
die kommenden Jahre bekannt, ließ 
er die Euphoriebremse betätigen. 
Höhere Steuereinnahmen, aber kein 
„Wünsch-Dir-Was“. Der Finanzmi-
nister wollte sofort die richtigen Si-
gnale an Landespolitik und Zivilge-
sellschaft senden: Glaubt nur nicht, 
jetzt könnte man die Ausgaben 
kräftig steigern. 2020 wartet nach 
wie vor und unerbittlich die Schul-
denbremse. Der Hessische Landes-
haushalt wird auch 2017 noch nicht 
die geforderte Nettoneuverschul-
dung „null“ erfüllen.

Soviel eiserner Sparwille ehrt den 
Finanzminister. Beifall von kommu-
naler Seite kann er dafür aber nur 
erwarten, wenn er seine Maßstäbe 
nicht nur für den Landeshaushalt 
gelten lässt, sondern auch auf die 
kommunalen Haushalte anwendet. 
Auch die Kommunen verzeichnen 
erfreuliche Steuerprognosen. Aber 
auch die Kommunen können sich 
kein „Wünsch-Dir-Was“ leisten. Sie 
stehen mindestens so unter Konsoli-
dierungsdruck wie das Land. 

Zwar winden sich Hessens Kommu-
nen langsam aus ihren Haushaltsde-
fiziten. 

Das gilt aber nur, wenn man den 
Durchschnitt der kommunalen 
Haushalte betrachtet. Und selbst 
dann stellen wir leider fest: Beim 
Haushaltsdefizit liegen die hes-
sischen Kommunen immer noch 
auf dem zweitschlechtesten Platz 
bundesweit. Dahinter nur das wirt-
schaftlich schwächere Saarland 
(vgl. S. 3).

Vor allem aber: Hessens Kommu-
nen haben immer noch ihre leidvolle 
Spitzenverschuldung: Im Bundes-
maßstab vorne mit dabei bei den 
Kassenkreditschulden, ganz vorne 
bei den Kreditschulden. Diese Er-

kenntnis bremst. Das ist besonders 
unangenehm angesichts der hohen 
Investitionen, die viele Städte drin-
gend angehen müssen.

Misslich ist im Bundesvergleich der 
hessische Spitzenplatz beim so ge-
nannten „Kommunalisierungsgrad“. 
Hinter diesem sperrigen Begriff 
steckt eine ganz nüchterne Tatsa-
che: Die hessischen Kommunen 
müssen eine Unzahl von Aufgaben 
erledigen, welche in anderen Bun-
desländern Sache des jeweiligen 
Landes sind. Kein Wunder, darf man 
da sagen, dass Hessens Kommu-
nen schwerer aus ihrer finanziellen 
Schieflage herauskommen als an-
dere.

Auch wenn der Kommunalisierungs-
grad nicht zur Ausrede werden darf, 
auch wenn die Pflicht zur kommu-
nalen Konsolidierungsanstrengung 
davon unberührt bleibt, schließt sich 
doch der Kreis zum hessischen Fi-
nanzminister: Es ist sein Part mitzu-
helfen, den hohen Grad an kommu-
nalen Aufgaben im Ländervergleich 
abzubauen.

Konkrete Hilfe darf und muss der 
Finanzminister den hessischen 
Städten bei einer aktuell stark an-
wachsenden Aufgabe zuteilwerden 
lassen: bei der Integration der nach 
Hessen gekommenen Flüchtlinge, 
auch bei Kindertagesbetreuung, 
Schulbildung, Sprachförderung, 
Krankenversorgung, Wohnungsbe-
schaffung, Grundsicherung für Ar-
beitsuchende: Auf die hessischen 
Städte kommen nicht nur neue Auf-
gaben zu, wenn die Schutz Suchen-
den als Asylbewerber oder Flücht-
linge anerkannt sind. Aus diesen 
neuen Aufgaben rühren auch finan-
zielle Lasten, mit denen das Land 
die Städte nicht allein lassen darf. Zu 
Recht erwarten die Städte Zuwei-
sungen aus dem Landeshaushalt 
und vor allem: großen Einsatz des 
Finanzministers bei der Bundesre-
gierung mit dem Ziel, Bundesgeld 
zur Integration von Flüchtlingen zu 
mobilisieren.

Gelegenheit, den Finanzminister 
direkt auf diese Themen anzuspre-
chen, hat der Städtetag Mitte Juni 
beim so genannten Chefgespräch 
zum Kommunalen Finanzausgleich 
2017. Erstmals wird das Finanzaus-
gleichsgesetz, das zum 1. Januar 
2016 in Kraft getreten ist, seine volle 
Wirkung entfalten. Das erste Jahr 
2016 trägt in dieser Beziehung noch 
alle Zeichen des Übergangs.

Finanzen
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Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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Steuerzuwächse und doch kräftig spa-

ren: Hessens Finanzminister muss die-

se Maßstäbe auch bei den kommunalen 

Haushalten gelten lassen.
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Hessischer Städtetag konkret: 
Kreis- und Schulumlage brauchen ein Limit

(JD) In einem Schreiben an die im In-
nenministerium angesiedelte obers-
te Kommunalaufsicht in Hessen hat 
der Hessische Städtetag gefordert, 
der Kreis- und Schulumlage ein Li-
mit zu setzen. Bei 52 Punkten für 
Kreis- und Schulumlage soll der 
„Deckel“ festgelegt werden1. 
Der Streitstoff, so schreibt der Städ-
tetag, konzentriert sich auf zwei we-
sentliche Punkte:

1.	 Wir wollen, dass ab dem Jahr  
	 2017 wieder die bewährte Decke- 
	 lung von Kreis- und Schulumla- 
	 ge auf einem den nivellierten He- 
	 besätzen angepassten Niveau  
	 von 52 Prozent fortgesetzt wird.  
	 Wir sind uns darin dem Prinzip  
	 nach einig mit dem Städte- und  
	 Gemeindebund.
2.	 Sowohl unsere Mitglieder, die  
	 kreisangehörigen Städte und  
	 Gemeinden, als auch die  
	 Rechtsaufsicht sollen besser  
	 als bisher und nach einheitlichen  
	 Kategorien ihren Kreis- und  
	 Schulumlagebedarf überprüfen  

	 können. Solche Überprüfungs- 
	 möglichkeiten würden noch  
	 dringlicher, je länger die Decke- 
	 lung nach neuem Finanzaus- 
	 gleichsrecht aussteht.

1.	 Deckelung soll ab 2017 die bis 
zum Jahr 2015 geltende, bewähr-
te, so genannte „58er-Regelung“ 
ablösen. 
An Stelle der „58er-Regelung“ soll 
eine „52er-Regelung“ treten. Der 
Deckelungshebesatz muss ge-
genüber der alten 58er-Regelung 
niedriger ausfallen. Bliebe der alte 
Hebesatz, müssten die Städte und 
Gemeinden bei gleichbleibender 
Obergrenze automatisch mehr Geld 
überweisen. 
Die Deckelung von Kreis- und Schu-
lumlage hat lange Jahre für Frieden 
in diesem Punkt unter den Kommu-
nen gesorgt. Der heutige Minister-
präsident Volker Bouffier hat diese 
Regelung in seiner Zeit als Innenmi-
nister maßgeblich vorangetrieben. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat 
dieser speziell hessischen Lösung 

im letzten Jahr ausdrücklich be-
scheinigt, dass sie als rechtsauf-
sichtliche Maßnahmen rechtens ist.

2.	 Landkreise müssen ihren Be-
darf nachweisen und dazu die um-
lagepflichtigen Gemeinden anhö-
ren
Die Landkreise halten mit dem He-
besatz von Kreis- und Schulumla-
ge den Hebel der Finanzverteilung 
in der Hand. Es bedarf eben eines 
gewissen Ausgleichs dafür, wenn 
die Einen – nämlich die Landkrei-
se – entscheiden, die Anderen aber 
– die kreisangehörigen Gemein-
den – zahlen. Das ist ein natürlicher 
Wunsch und kein Misstrauensvotum 
gegen Landkreispolitiker.

Ein umlageberechtigter Landkreis 
muss gegenüber den umlagepflich-
tigen Gemeinden seinen Schulträ-
ger- und Kreisumlagebedarf darle-
gen und nachweisen. 

Dazu muss er seine Gemeinden 
frühzeitig qualitativ anhören.

Datenquellen zur Grafik: 	 Schülerinnen und Schüler: Hessisches Kultusministerium; Einwohner und Jugendliche: Hessisches Statistisches Landesamt
	 Schulumlageaufkommen: Hessisches Ministerium der Finanzen; Zeichnung der Grafik: Hessischer Städtetag
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Hessens Kommunen geht es finanziell im Bundesmaßstab 
noch immer schlecht

(JD) Hessens Kommunen können 
sich im bundesweiten Vergleich nicht 
von ihren schlechten Platzierungen 
lösen. Dies zeigt die nebenstehende 
Tabelle, die in den drei letzten Spal-
ten den gemeindlichen bundeswei-
ten Vergleich erlaubt. Die Einwoh-
nerzahlen datieren zum 31.12.2014, 
die Salden, Kassenkredite und Kre-
ditmarktschulden zum 31.12.2015.1

Daraus folgt: Die hessischen Kom-
munen brauchen die Hilfe des 
Landes: Insbesondere der hohe 
Kommunalisierungsgrad und die 
insgesamt zu geringen Zuweisungen 
lassen die hessischen Kommunen 
finanziell schlecht aussehen.

Vorletzte bei den Defiziten
Hessens Kommunen kämpfen sich 
langsam aus den roten Zahlen, ha-
ben aber die schwarze Null laut Bun-
desstatistik noch nicht erreicht.
Nur in vier der dreizehn Flächen-
länder liegen die Kommunen in ih-
ren Jahresrechnungssalden zum 
31.12.2015 noch im Minus, in NRW 
und Schleswig-Holstein allerdings 
nur sehr knapp. 
Dabei erstaunt es niemanden, dass 
sich die Kommunen der beiden an-
deren Süd-Bundesländer mit saf-
tigen Überschüssen im vorderen 
Feld der Tabelle bewegen. Die Kom-

Euro je 
Einwohner

Mio. 
Einwohner

Salden 
Kommunen

Kassen-
kredite 

Kommunen

Kreditmarkt-        
schulden 

Kommunen

 81,2 37,6 627,4 1.164,6

Hessen 6,1 -38,6 -1.087,2 -2.166,9

Saarland 1,0 -175,4 -2.140,7 -1.670,9

Rheinl.-Pf. 4,0 21,0 -1.627,2 -1.554,8

NRW 17,6 -9,9 -1.584,8 -1.510,9

Schl.-Holst. 2,8 -1,3 -282,6 -1.286,5

Thüringen 2,2 95,5 -83,4 -1.255,8

Nieders. 7,8 74,0 -377,8 -1.241,2

Meck-Pomm 1,6 69,2 -440,0 -1.133,2

Bayern 12,7 101,7 -22,2 -1.099,9

Sachsen 4,1 3,2 -64,6 -970,5

Sachs.-Anh. 2,2 58,2 -640,9 -788,7

BW 10,7 89,5 -30,9 -743,9

Brandenb. 2,5 108,6 -313,4 -532,9

munen aus Baden-Württemberg 
belegen mit einem Überschuss von  
89,5 Euro je EW Platz 4, die bayeri-
schen Kommunen mit einem Über-
schuss von 101,7 Euro je EW Platz 2.

Sensationell die „Champions“! An 
dritter Position liegt Thüringen mit 
einem (plus 95,5 Euro je EW). An 
Platz 1 der Flächenland-Kommu-
nen liegen die Brandenburger (plus 
108,6 Euro je EW) – noch knapp  
7 Euro/je EW vor den finanzstarken 
Bayern.

Viertletzte bei den Kassenkrediten
An vierletzter Stelle liegen Hessens 
Kommunen bei den Kassenkrediten, 
sichtbar abgesetzt vom „Vorderfeld“ 
aus Saarland, NRW und Schleswig-
Holstein, deutlich schlechter gestellt 
aber gegenüber allen anderen Flä-
chenlandkommunen.

Schlechtester Platz bei 
den Kreditmarktschulden
Hessens Kommunen haben weiter-
hin die höchsten Kreditmarktschul-
den je Einwohner.

 1 Quelle: Kernhaushalte – alle Zahlen Mio. Euro – sortiert nach Spalte „Kreditmarktschulden Kommunen“ aufsteigend. 
 	 Tabelle und Grafik bilden sämtlich den Stand zum 31.12.2015 ab – mit Ausnahme der Einwohner; diese beziehen sich mangels aktuellerer Daten noch auf den 31.12.2014.
	 Datenquelle: Einwohner DeStatis Ergebnis - 12411-0009 mit jährl. EW-Daten zum jüngsten Stand 31.12.2014;
	 Finanzierungssalden: DeStatis Fachserie 14, Reihe 2, Nr. 3.2 (Kassenkredite und Kreditmarktschulden) und Nr. 4.2.3 (Salden); Berechnungen und Zeichnen von Tabelle: HStT
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Hessische Kommunen bundesweit zu viert im Saldenminus 
mit Saarland, NRW und Schleswig Holstein

Stand zum 31.12.2015:
Hessische Kommunen im Tal der negativen Salden.
Zumindest nach der Bundesstatistik
- Vierteljährliche Kassenergebnisse -
leiden die hessischen Kommunen immer noch 
unter ihren negativen Finanzierungssalden.
Ihnen bleibt im wirtschaftsstarken Hessen
bei Berechnung pro Einwohner (EW-Stand: 31.12.2014)

bundesweit nur der zweitschlechteste Platz!

Quelle Finanzierungssalden:
Statistisches Bundesamt 
DeStatis: 
Vierteljährliche 
Kassenergebnisse 1.-4. 
Vierteljahr 2015;
Fachserie 14, Reihe 2, 
Tabellenblatt 4.2.3.;
Quelle Bevölkerung:
Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder;
http://www.statistik-portal.de/Statistik-
Portal/de_jb01_jahrtab1.asp 

Berechnungen und Zeichnen der 
Grafik: HStT
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EU-Ausländer sollen keine Leistungen 
nach den Sozialgesetzbüchern erhalten

(Hm) Manchmal reagiert der Bund 
sehr schnell auf die Rechtsprechung 
und die Forderungen der kommu-
nalen Ebene. Mit drei bemerkens- 
wie aus rechtlicher und finanzieller 
Sicht bedauernswerten Urteilen 
vom 3.12.2015 hat das Bundessozi-
algericht (BSG) erwerbsfähigen Uni-
onsbürgern einen Anspruch auf 
Sozialhilfe nach dem SGB XII zuge-
sprochen.

Den Urteilen vorausgegangen war 
die Beantwortung der Vorlagefra-
ge des Bundessozialgerichts durch 
den Europäischen Gerichtshof 
vom 15.9.2015, wonach der Aus-
schluss von Unionsbürgern, deren 
Aufenthaltsrecht sich allein aus 
dem Zweck der Arbeitssuche er-
gibt, von bestimmten „besonderen 
beitragsunabhängigen Geldleis-
tungen“ (Sozialhilfe einschließlich 
SGB II-Leistungen) nicht gegen die 
Grundsätze der Gleichbehandlung 
verstößt.

Der 4. Senat des BSG hat zwar den 
Ausschluss arbeitssuchender Uni-
onsbürger von SGB II-Leistungen 
anerkannt, ihnen jedoch Ansprüche 
nach dem SGB XII in Form der Hil-
fe zum Lebensunterhalt nach dem 
3. Kapitel SGB XII zugesprochen. 
Diese Entscheidung ist in der Politik, 
aber auch in der juristischen Fach-
welt bis in erste Gerichtsentschei-
dungen, die sich mit ausführlichen 
Begründungen gegen die Ansicht 
des BSG gestellt haben, auf erheb-
lichen Widerspruch gestoßen. Auch 
in der kommunalen Praxis vor Ort ist 
die Unsicherheit über die geltende 
Rechtslage angesichts der Diskre-
panz zwischen Gesetzeswortlaut 
und Auslegung durch das BSG 
groß. Nach der bisherigen Rechts-
lage war eine Differenzierung nach 
dem Kriterium der Erwerbsfähigkeit 
möglich: Grundsätzlich erhielten er-
werbsfähige Menschen Leistungen 
des Fürsorgesystems SGB II, er-
werbsunfähige Menschen erhielten 

Leistungen der Sozialhilfe nach dem 
SGB XII. 

Der Ausschluss des Leistungsbe-
zugs nach dem SGB II bei gleichzei-
tiger Anerkennung von Leistungen 
nach dem SGB XII führt zu einer er-
heblichen Kostenverschiebung auf 
die kommunale Ebene, die die Leis-
tungen nach dem 3. Kapitel SGB XII 
vollumfänglich selbst tragen muss. 
Es bedarf deswegen einer erneuten 
gesetzlichen Klarstellung im Zwölf-
ten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
XII). 

Der Ausschuss für Soziales und In-
tegration des Hessischen Städteta-
ges hat in seiner Sitzung am 2. März 
2016 Folgendes beschlossen: „Der 
Ausschuss für Soziales und Inte-
gration des Hessischen Städtetages 
fordert vom Bund eine rechtliche 
Klarstellung, dass erwerbsfähige 
Unionsbürger unter keinen Umstän-
den Leistungen des 3. Kapitels des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
erhalten können.“

Dieser Beschluss wurde Bund, Land 
und allen kommunalen Spitzenver-
bänden zur weiteren Bearbeitung 
bzw. Verwendung / Unterstützung 
zugesandt. Der Bund hat nun einen 
Referentenentwurf vorgelegt, der 
Änderungen im Zweiten und Zwölf-

ten Buch Sozialgesetzbuch vorsieht. 
Der Hessische Städtetag begrüßt 
grundsätzlich die Gesetzesvorlage.

§ 23 Abs. 3 Satz 5 Nr. 1 SGB XII-RefE 
ist jedoch verfassungsrechtlich be-
denklich. Das BVerfG hat betont, 
dass auch eine kurze Aufenthalts-
dauer oder -perspektive es nicht 
rechtfertigen, den Anspruch auf 
Gewährleistung eines menschen-
würdigen Existenzminimums auf die 
Sicherung des physischen Existenz-
minimums zu beschränken, selbst 
wenn der Gestaltungsspielraum des 
Gesetzgebers im Bereich des sozio-
kulturellen Existenzminimum weiter 
ist. Leistungskürzungen um 30% 
des maßgebenden Regelbedarfs 
aufgrund einer Pflichtverletzung 
sind hingegen als verfassungskon-
form erachtet worden. Das wäre die 
rechtlich sicherere Variante.

Die Überbrückung von 4 Wochen 
und Übernahme von Rückreisekos-
ten erachten wir hingegen vor dem 
Hintergrund der BVerfG-Recht-
sprechung, aber auch aus sozialen 
Gründen für grundsätzlich in Ord-
nung. Insoweit ist ergänzend auf di-
verse Rechtsprechung zu § 11 Abs. 
2 AsylbLG und § 23 Abs. 5 SGB XII 
bzw. § 120 Abs. 5 BSHG (Verstoß 
gegen räumliche Beschränkung) 
hinzuweisen, wo längere Fristen für 
die Rückkehr in den Zuweisungsort 
eingeräumt wurden. Den Menschen 
sollte eine einigermaßen geordnete 
Rückreise ermöglicht werden.
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Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration

Fo
to

: C
ol

ou
re

s-
Pi

c,
 F

ot
ol

ia

7 É7 É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 5-6/2016

Herausforderung Kinderbetreuung in Hessen

(Gi) Die Kinderbetreuung gehört 
zu den herausragenden Aufgaben, 
welche die hessischen Kommunen 
zu leisten haben. Wenngleich die 
Betreuung von Kleinkindern zu den 
Aufgaben gehören, welche die Städ-
te und Gemeinden in kommunaler 
Selbstverwaltung erfüllen sollen, ist 
die gestalterische Freiheit dies zu 
tun – insbesondere für kreisangehö-
rige Städte und Gemeinden – sehr 
eingeschränkt.

Kindergärten und Kindertagesstät-
ten sind Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe. Soweit es sich 
dabei um kein privates oder in freier 
Trägerschaft organisiertes Angebot 
handelt, sind lediglich die kreisfreien 
Städte und Landkreise die öffentli-
chen Träger von Tageseinrichtungen 
von Kindern. Im Bereich der kreisan-
gehörigen Städte fällt diese Aufgabe 
durch Erlass des Sozialministeriums 
sonst nur den dazu ermächtigten 
Sonderstatusstädten zu. Dies sind 
die Städte mit mehr als fünfzigtau-
send Einwohnern in Hessen. Für die 
übrigen kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden in Hessen gilt: Die 
Landkreise verantworten die Kinder-
betreuung, die Städte und Gemein-
den führen diese Aufgabe – nach 
den Vorstellungen der Landkreise, 
aber ohne Kostenausgleich dafür 
– aus. Die kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden haben auf Weisung 
der Landkreise ausreichend Kinder-
garten- und Kinderkrippenplätze 
vorzuhalten, im Übrigen sind sie zur 
Bedarfsplanung verpflichtet. Dies ist 
deshalb geboten, um nicht notwen-
dige Vorhaltekosten zu vermeiden.

Die Freiheiten bei der inhaltlichen 
Ausgestaltung der Kinderbetreu-
ung sind beschränkt. Sie unterlie-
gen gesetzlichen und faktischen 
Zwängen. Die maximale Größe einer 
Kindergruppe und die jeweils dafür 
erforderliche Anzahl von Betreu-
ungspersonal sind gesetzlich vor-
gegeben. Hinzu tritt die individuelle 
Anspruchshaltung der Eltern und 
deren Beiräten, verschiedentlich 
befördert durch die nicht finanzier-
baren Vorstellungen von Landes- 
und Bundespolitikern. Soweit eine 
Betreuungseinrichtung an mehr als 
drei Wochentagen geöffnet ist, je-
weils eine vierstündige Öffnungszeit 
anbietet und mehr als sechs Kinder 
für mehr als fünfzehn Wochenstun-
den betreut, bedarf diese einer Be-
triebserlaubnis. Das Landesjugend-
amt erteilt die Betriebserlaubnis nur 
dann, wenn das Wohl des Kindes in 
der Einrichtung gewährleistet ist. In 
einem Staat und einem Bundesland, 
die im öffentlichen Bereich zu nahe-

zu jeder Frage mehr als eine rechtli-
che Regel vorhalten, ist die Prüfung 
was das Wohl des Kindes gefährden 
könnte, keine leicht zu nehmende 
Übung. Die baulichen, technischen 
und gestalterischen Maßgaben an 
eine kommunale Betreuungseinrich-
tung für Kleinkinder sind entspre-
chend umfassend.

Tageseinrichtungen für Kinder unter-
breiten nicht nur ein Betreuungsan-
gebot, sondern auch ein Bildungs-
angebot. Da Bildung, soweit deren 
Inhalte gesetzlich vorgeschrieben 
sind, vom Land zu finanzieren ist, hat 
sich der Landesgesetzgeber darauf 
beschränkt das Bildungsangebot 
lediglich grundsätzlich vorzuschrei-
ben. Zwar kommuniziert das Land 
seine Bildungsvorstellungen im Lan-
deserziehungsplan. Dieser ist je-
doch im Bereich des Bildungsange-
bots in Tageseinrichtung für Kinder 
rechtlich unverbindlich. Faktische 
Verbindlichkeit erreicht dieser je-
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doch dadurch, dass dessen Berück-
sichtigung bei den pädagogischen 
Inhalten der Kinderbetreuung vor-
geschrieben ist, um zumindest eine 
anteilige Förderung der kommuna-
len Kinderbetreuung zu erhalten.

Ein weiterer faktischer Zwang ist 
der erhebliche Kostendruck in den 
Betreuungseinrichtungen. Bedingt 
durch die Tarifsteigerungen des Per-
sonals, dem Wachsen der qualitati-
ven Betreuungsstandards und den 
größer werdenden Bedürfnissen der 
Eltern nach längeren Betreuungszei-
ten, steigen die Kosten der Kinder-
betreuung. Die Bereitschaft der El-
tern sich an den steigenden Kosten 
zu beteiligen ist nicht in jedem Fall 
vorhanden. Nach der Vorstellung 
des Gesetzgebers liegt der von El-
tern zu finanzierende Anteil der Kin-
derbetreuung bei einem Drittel der 
Kosten, vgl. § 28 Hessisches Kinder- 
und Jugendhilfegesetzbuch. Der 
tatsächlich von den Eltern finanzier-
te Anteil ist jedoch regelmäßig ge-
ringer. Von den Kosten für das erste 
Jahr der Betreuung im Kindergar-
ten sind die Eltern auf Wunsch des 
hessischen Gesetzgebers entlastet 
worden. Die erforderliche Finanzie-
rung dafür hat der Gesetzgeber bei 
der Einführung des so genannten 
„Bambini-Programms“ nicht durch 
Erhöhung, sondern lediglich durch 
Zweckbindung im Kommunalen Fi-
nanzausgleich vorgenommen. d.h., 
die Finanzierung erfolgte aus kom-
munalem Geld.

Gesetzlich geregelt ist, dass Leis-
tungen der Stadt zu allererst durch 
Gebühren zu finanzieren sind. Dies 
gilt auch für die Kinderbetreuung. 
Tatsächlich ist der aus Gebühren 
finanzierte Anteil der Kosten der 

Kinderbetreuung jedoch bedeutend 
geringer als der Anteil aus Steuer-
einnahmen. Und obwohl die Eltern 
regelmäßig nur zu einem Anteil von 
weniger als einem Drittel der Kosten 
herangezogen werden und im Re-
gelfall zwei Drittel dieser Gebühren 
für die Kinderbetreuung von den 
Eltern steuerlich abgesetzt werden 
können, wünschen sich viele Eltern, 
dass sie gänzlich von der Kosten-
pflicht befreit werden. Das Thema 
Abschaffung der Kindergartenge-
bühren ist somit ein populäres The-
ma in der Politik.

Es bedarf einer eingehenden fachli-
chen Diskussion darüber, ob es für 
alle Beteiligten zielführend ist, dass 
ein kommunales Angebot welches 
mit aufwachsenden Standards und 
Kosten versehen ist für den Kreis 
der Begünstigten kostenfrei ge-
stellt wird. Klar ist jedoch, wenn 
der Landesgesetzgeber diese Ent-
scheidung so treffen möchte, hat 
das Land für einen gerechten mo-
netären Ausgleich gegenüber den 
Kommunen zu sorgen. Es muss si-
chergestellt werden, dass das Land 
Hessen den durch den Wegfall des 
Entgeltprinzips im Bereich der Leis-
tungsverwaltung bisher bestehen-

den Rechtsanspruch auf Gebühren 
bei Städten und Gemeinden umfas-
send durch originäre Landesmittel 
ersetzt, d.h. mindestens ein Drittel 
der bei den Kommunen für die Kin-
derbetreuung anfallenden Betriebs- 
und Investitionskosten. Weiterhin 
muss auch die Höhe der Erstattung 
regelmäßig angepasst werden, so-
fern Qualität und Standards den 
Bedarfen entsprechend vor Ort er-
höht werden. Dies gilt insbesondere 
für kreisangehörige Städte und Ge-
meinden, da dort die Standards von 
den Landkreisen vorgegeben wer-
den. Schließlich muss auch für eine 
Erhöhung der Betriebsausgaben 
infolge regelmäßiger tariflicher Stei-
gerungen ein Ausgleich geschaffen 
werden.

©
 N

el
os

, F
ot

ol
ia

Tageseinrichtungen (für Kinder) sind nach § 25 Abs. 2 HKJGB
-	 Kinderkrippen für Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr,
		  o	 verpflichtend vorzuhalten
-	 Kindergärten für Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis 	
	 zum Schuleintritt,
		  o	 verpflichtend vorzuhalten
-	 Kinderhorte für Kinder im Schulalter,
		  o	 freiwillig nach Bedarf vorzuhalten
-	 altersübergreifende Tageseinrichtungen
		  o	 entsprechend dem Bedarf.
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Bund legt unvollständiges Integrationsgesetz vor
Beitrag von Rena Wißmeier, Regiestelle SGB II

(Wm) Am 25. Mai 2016 hat die Bun-
desregierung den Entwurf eines 
Integrationsgesetzes beschlossen, 
den sie nun in den Bundestag ein-
bringen will. Der Hessische Städ-
tetag begrüßt, dass der Bund 
seine Forderung nach einem Integra- 
tionsgesetz aufgenommen hat und 
die Bedeutung des Spracherwerbs 
sowie die frühzeitigen Integrations-
bemühungen in den Vordergrund 
rückt. Die Zielrichtung einer mög-
lichst frühzeitigen Qualifizierung 
und Beschäftigung und der Grund-
satz „Fördern und Fordern“ sind 
richtig.

Das Integrationsgesetz beinhaltet 
Folgendes:
•	 die gesetzliche Verankerung des  
	 Programms Flüchtlingsinte- 
	 grationsmaßnahmen (zusätzli- 
	 chen Arbeitsgelegenheiten aus  
	 Bundesmitteln im Rahmen des  
	 Asylbewerberleistungsgeset- 
	 zes), 
•	 die Pflicht zur Mitwirkung bei  
	 angebotenen Integrations- 
	 maßnahmen, die Gewährung  
	 von Rechtssicherheit für den  
	 Aufenthalt während einer Be- 
	 rufsausbildung, sowie
•	 die Einführung einer Wohnsitz- 
	 auflage

Die Finanzierung des Gesetzes ist 
aber nicht geregelt. Dass allein Aus-
gaben im Bereich der Bundesagen-
tur für Arbeit anfallen, ist aufgrund 
der zahlreichen neuen Aufgaben-
zuweisungen und Personalbedarfe 
nicht nachvollziehbar. 

Die Klarstellung bezüglich der Un-
schädlichkeit von Integrationskur-
sen im Hinblick auf das Merkmal 
der Langzeitarbeitslosigkeit be-
grüßen wir. Allerdings sind weitere 
Klarstellungen notwendig, um dem 
hier in Rede stehenden Personen-
kreis den Zugang zu Maßnahmen 
für Langzeitarbeitslose zu ermög-
lichen. Wir schlagen vor, Personen 

mit bestimmten Aufenthaltstiteln 
grundsätzlich als Langzeitarbeitslo-
se einzustufen.

Im Hinblick auf die Wohnsitzauflage 
ist die Bestimmung eines „Gebie-
tes“ sehr unklar formuliert. Es sollte 
eine Regelung getroffen werden, 
nach der die Länder einen klaren 
Ausschluss der entsprechenden 
Gebietskörperschaften vornehmen 
können. Bereits mit der Erteilung 
eines Titels muss auch über eine 
Wohnsitzauflage befunden werden. 
Eine nachträgliche Verpflichtung 
von bis zu 6 Monaten nach Erteilung 
ist in der Umsetzung unpraktikabel.

Das Arbeitsprogramm Flüchtlings-
integrationsmaßnahmen ist grund-
sätzlich in Frage zu stellen. Die 
Bundesagentur für Arbeit hat bis-
lang keinerlei Berührungspunkte zu 
Arbeitsgelegenheiten und müsste 
zur Administration und Akquise der-
selben vollkommen neue Strukturen 
aufbauen. Es wird zudem eine neue 
Schnittstelle hinsichtlich Informa-
tions- und Datenaustausch begrün-
det. Die Umsetzung von Sanktionen 
bei den für das AsylbLG zuständi-
gen Behörden aufgrund der Mittei-
lung des BA bzgl. Teilnahme/Nicht-
teilnahme wird beide Behörden vor 
Herausforderungen stellen, die mit 
nicht unerheblichen Kosten (Perso-
nal, Schulung) verbunden sein wird, 
die der Bundesgesetzgeber in sei-
nem Finanzierungsplan vollkommen 
ausblendet. Die Durchführung von  

§ 5a AsylbLG wird zudem zur Dop-
pelerfassung von Personen führen. 
Ein Datenaustausch wird nicht ge-
regelt.

Aufgrund der durch die An-
kunftszentren geplanten Verkür-
zung der Bearbeitungszeit und Ab-
bau der Bearbeitungsrückstände 
wäre vielmehr zu überlegen, die hier 
angedachten Ressourcen in das 
SGB II zu verlagern.

Das Inkrafttreten insbesondere der 
Regelungen der §§ 5a, 5b AsylbLG 
führt zu erheblichen Mehrbelastun-
gen der Träger nach dem AsylbLG. 
Mangels einer Kostenerstattungs-
regelung im Verhältnis Bund-Kom-
munen, wären die Kommunen in 
Hessen gehalten, unmittelbar nach 
Inkrafttreten nach Art. 137 Abs. 5 HV 
das Land auf Kostenausgleich bzw. 
Kostenerstattung zu verklagen, soll-
te dieses nicht die entsprechende 
Kostenerstattung vornehmen. 

Statt einer Verkürzung Anspruch 
auf Teilnahme an einem Integra-
tionskurs, sind die Städte für eine 
Verlängerung des Anspruchs auf 
3 Jahre. Die Erfahrung zeigt, dass 
viele Personen die Teilnahme an In-
tegrationskursen vermeiden wollen. 
Insbesondere Frauen werden so-
gar davon abgehalten, die Kurse zu  
besuchen. 

Die Städte sehen demzufolge noch 
eine Menge Nachbesserungsbedarf. 
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Bund legt Entwurf eines Bundesteilhabegesetzes vor

(Hm) Völlig unabgestimmt mit an-
deren Ressorts hat das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales 
einen Entwurf eines Bundesteilha-
begesetzes vorgelegt. Dabei wäre 
es wünschenswert gewesen, es 
hätte die Bereiche Finanzen, Kinder 
und Jugend und Gesundheit in die 
Erarbeitung einbezogen. Gerade die 
mit dem Gesetz entstehenden Kos-
ten werden aber entweder gar nicht 
oder viel zu niedrig eingeschätzt. 
Völlig übersehen wird auch, dass die 
erforderlichen neuen Ausführungs-
gesetze der Länder mit ihren Kon-
nexität auslösenden Tatbeständen 
weitere Kosten produzieren. Bund 
und Länder haben auch zu berück-
sichtigen, dass fast sämtliche Rege-
lungen einen enormen zusätzlichen 
Personaleinsatz erfordern. Auch 
diese nicht zu unterschätzenden 
Kosten sind von Bund und Ländern 
auszugleichen.

Die im Hessischen Städtetag ver-
sammelten Städte erwarten deswe-
gen von Bund und Land, dass nicht 
nur ein modernes Teilhaberecht 
nach den Zielen der VN-Behinder-
tenrechtskonvention geschaffen 
wird, welches die tatsächlichen Be-
darfe der Menschen mit Behinde-
rungen / Teilhabeeinschränkungen 
in den Mittelpunkt rückt, die Steu-
erungsmöglichkeiten der nur dem 
Gesetz (Gemeinwohl) verpflichteten 
und damit unabhängigen Leistungs-
träger hinsichtlich Bewilligung von 
Leistungen und Ausgaben stärkt 
sowie keine Ausgabesteigerun-
gen auslöst, sondern auch, dass 
dies durch eine nachvollziehbare 
auskömmliche Finanzierung durch 
Bund und Land begleitet wird.

Das Bundesteilhabegesetz ist als 
Artikelgesetz konzipiert. Die Reform 
der Eingliederungshilfe wird nicht 
in ein eigenständiges Leistungsge-
setz, sondern in das Neunte Buch 
Sozialgesetzbuch – Rehabilitation 
und Teilhabe behinderter Menschen 
– (SGB IX) überführt.

Zu erkennen sind folgende Absich-
ten:
•	 Das Teilhaberecht wird aus  
	 dem SGB XII herausgelöst. Das 
	 SGB IX wird aufgewertet.
•	 Analog zum SGB VIII wird ein  
	 weitgehendes Wunsch- und  
	 Wahlrecht für Menschen mit Be- 
	 hinderungen eingeführt, das  
	 zwingend zu beachten ist.
•	 Es werden detaillierte Vorgaben  
	 zum Aufstellungsverfahren eines  
	 Gesamtplanes vorgegeben.  
	 Spielräume der Leistungsträ- 
	 ger werden genommen, Verfah- 
	 ren durch verpflichtend einzu- 
	 haltende Standards in die Länge  
	 gezogen. Das Verhältnis des Ge- 
	 samtplans zum Teilhabeplan ist  
	 und bleibt unklar.
•	 Es werden erhebliche Leistungs- 
	 ausweitungen eingeführt.

Einige Bereiche sind noch völlig un-
geklärt:
•	 Ob Beratung überhaupt „un- 
	 abhängig“ sein kann, bedarf ei- 
	 ner eigenen Diskussion. Fraglich  
	 ist allerdings, ob die vorgese- 
	 henen Regularien wirklich der  
	 Stärkung der Selbstbestimmung  
	 von Menschen mit Behinderung  
	 dienen können: Die hier vorgese- 
	 hene, „unabhängige“ Beratung  
	 wird abschließend vom Bund fi- 
	 nanziert, aber maximal bis zum  
	 Jahr 2022. Sie ist weder ein- 
	 gepasst in bestehende örtliche  

	 Beratungs- und Koordinations- 
	 strukturen, noch ist sie mit dem  
	 vorliegenden Referentenentwurf 
	 zum SGB XI (Pflegestärkungs- 
	 gesetz III) abgestimmt, in dem  
	 auch Beratungsstrukturen auf  
	 örtlicher Ebene gestärkt werden  
	 sollen. Wer, wenn nicht die Leis- 
	 tungsträger (kreisfreie Städte  
	 und Landkreise), beraten unab- 
	 hängig, denn ihre Entscheidun- 
	 gen und Beratungen beruhen auf  
	 dem Gesetz und sind rechtlich  
	 überprüfbar.
•	 In keinem Fall können sie Bera- 
	 tungs- und Koordinierungsleis- 
	 tungen der Kostenträger der Ein- 
	 gliederungshilfe ersetzen.
•	 Das Vertragsrecht wird voll- 
	 kommen modifiziert. Erarbei- 
	 tung und Beschlussfassung  
	 werden erschwert. 
•	 Das Kriterium der „Wesentlich- 
	 keit“ der Behinderung wird durch  
	 den schwammigen Begriff der  
	 „Erheblichkeit“ anhand von Be- 
	 reichsbetroffenheit ersetzt.
•	 Der Referentenentwurf lässt  
	 eine Abstimmung zwischen den  
	 Bereichen Arbeit und Soziales,  
	 Kinder und Jugend, Finanzen  
	 und Gesundheit vermissen.

Da die Finanzierungsfragen über die 
vom Bund angesetzten fünf Jahre 
hinaus vollkommen offen sind, se-
hen die Städte noch erheblichen 
Nachbesserungsbedarf.
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Hilfe statt Zwang: Sozialministerium legt Gesetzentwurf 
für ein Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz vor

(Ri) Menschen die an einer psychi-
schen Erkrankung leiden, benötigen 
Hilfe und keine Zwangsmaßnahmen. 
Aus diesem Grund legte das Hes-
sische Sozialministerium jetzt den 
Entwurf eines Psychisch-Kranken-
Hilfe-Gesetzes vor. Dieses ersetzt 
das in die Jahre gekommene Hes-
sische Freiheitsentziehungsgesetz. 
Inhaltlich geht das Gesetz aber weit 
über eine bloße Änderung des Na-
mens hinaus – vielmehr verschiebt 
sich der Fokus. Während beim 
Freiheitsentziehungsgesetz noch 
der obrigkeitsstaatliche Zugriff im 
Vordergrund stand, lenkt das Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz be-
reits in der Präambel den Blick auf 
die Hilfsangebote.

Der Gesetzentwurf
Betrachtet man den Gesetzentwurf 
im Detail so kann man feststellen, 
dass sich der Vorrang „Hilfe vor 
Zwangsmaßnahmen“ wie ein roter 
Faden durch das Gesetz zieht. Dies 
wird sowohl in der Präambel, als 
auch in dem Grundsatz des § 2 und 
in der Regelung der Hilfsangebote 
in den ersten Paragraphen deutlich. 
Natürlich enthält das PsychHKG 
auch die notwendigen Rechts-
grundlagen für Zwangsmaßnahmen. 
Diese sind im Einzelfall weiterhin 
notwendig und bedürfen einer ju-
ristisch belastbaren Rechtsgrund-
lage. Allerdings weist das Gesetz an 
vielen Stellen darauf hin, dass z.B. 
Maßnahmen einer Unterbringung 
vermieden werden sollen.

Den zweiten Schwerpunkt des Ge-
setzes bildet die Verbesserung der 
Situation psychisch Kranker. Im Psy-
chHKG werden zukünftig Besuchs-
kommissionen eingerichtet, welche 
die psychiatrischen Krankenhäuser 
in ihrem Bereich besichtigen. Pa-
tientenfürsprecherinnen und Pati-
entenfürsprecher erhalten eine klare 
gesetzliche Grundlage. Schließlich 
werden die Rechte der unterge-
brachten Personen klar definiert.

Was ändert sich 
für die Kommunen?
Die Kommunen in Hessen sind von 
dem Entwurf des PsychHKG in drei-
facher Hinsicht berührt. Kreisfreie 
Städte und Landkreise sind betroffen, 
soweit das Gesetz dem sozialpsy- 
chiatrischen Dienst neue Aufgaben 
zuweist. Alle Gemeinden in Hes-
sen sind in ihrer Funktion als Ord-
nungsbehörden weiterhin gefordert. 
Schließlich sind die Kommunen, die 
Träger eines Krankenhauses sind, 
angesprochen, wenn es sich um ein 
psychiatrisches Krankenhaus handelt.

Für den sozialpsychiatrischen Dienst 
sieht das Gesetz eine Vielzahl neu-
er Aufgaben vor. Dieser erbringt 
ambulante Hilfen für die psychisch 
Kranken. Diese bestehen in erster  
Linie im Angebot einer Beratung. 
Das PsychHKG ermöglicht es ihm, 
die Betroffenen einzuladen oder ih-
nen einen Hausbesuch anzubieten. 
Ist ein Hausbesuch nicht möglich, 
kann der sozialpsychiatrische Dienst 
die betroffene Person auch vorladen. 
Sie muss dieser Vorladung folgen. 
Fruchten diese Maßnahmen nicht, 
kann der sozialpsychiatrische Dienst 
in Notfällen die Wohnung betreten. 
Darüber hinaus kommt ihm die Auf-
gabe zu, die Hilfeangebote vor Ort zu 
planen und zu koordinieren und ggf. 
eine unabhängige Beschwerdestelle 
einzurichten.

Für die kommunalen Ordnungsäm-
ter ändert sich ebenfalls einiges. 
Diese sind weiterhin für die Un-
terbringung zuständig. Im Unter-
schied zum aktuell noch geltenden 
Freiheitsentziehungsgesetz treffen 
allerdings nicht mehr die Ordnungs-
ämter die Entscheidung über die 
Unterbringung, sondern das auf-
nehmende Krankenhaus (§ 17 Abs. 
1 PsychHKG). Daher könnte künftig 
ein Ordnungsamt die Einweisung 
für notwendig halten, die Untersu-
chung durch eine Ärztin oder einen 
Arzt aber ergeben, dass sich dieser 
Verdacht nicht bestätigt. In diesem 
Fall muss das Krankenhaus die Ent-
scheidung dokumentieren und die 
zuständige Polizei oder das Ord-
nungsamt informieren – schließlich 
darf eine potentiell hilflose Person 
nicht einfach zurückgelassen wer-
den.

Diese Verlagerung der Entschei-
dungskompetenz von den Ord-
nungsbehörden auf die Kranken-
häuser führt dazu, dass diese durch 
das Land Hessen beliehen werden 
müssen. Die einzelnen Ärztinnen 
und Ärzte mit Leitungsfunktion wer-
den individuell bestellt. Dies ist not-
wendig, da sie die Verantwortung für 
Vollzugsaufgaben tragen. 
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Unverzichtbar für das Gemeinwesen

(Ri) Unverzichtbar für das Gemein-
wesen – so kann man die Rolle der 
Freiwilligen Feuerwehren und der 
Hilfsorganisationen im Katastro-
phenschutz für die Bürgerinnen 
und Bürger der Hessischen Städte 
und Gemeinden beschreiben. Aber 
auch die Feuerwehren und die Hilfs-
organisationen sind nicht frei von 
Problemen. Eines der drängends-
ten Probleme ist die Sicherung der 
Einsatzfähigkeit. Nur wenn auch in 
Zukunft genug ehrenamtlich Tätige 
zur Verfügung sind, kann der Brand- 
und Katastrophenschutz in der ge-
wohnten Qualität aufrechterhalten 
werden.

Der Hessische Arbeitgebergipfel
Ein wichtiger Gesprächspartner für 
die Sicherung von Brand- und Ka-
tastrophenschutz ist die hessische 
Wirtschaft. Schließlich üben die 
meisten Mitglieder der Einsatzab-
teilung einen zivilen Beruf aus und 
sind auf die Unterstützung des Ar-
beitgebers angewiesen. Aus diesem 
Grund lud das Hessische Innen-
ministerium zu einem Arbeitgeber-
gipfel ein. Im Rahmen des Arbeit-
gebergipfels verständigten sich die 
Verbände der privaten Arbeitgeber 
– der Hessische Handwerkstag, die 
Arbeitsgemeinschaft der Industrie 
und Handwerkskammern sowie der 
Verband der Hessischen Unterneh-
merverbände – und die Verbände 
der öffentlichen Arbeitgeber – der 
kommunale Arbeitgeberverband 
und die kommunalen Spitzenver-
bände – mit den Hilfsorganisationen 
und dem Landesfeuerwehrverband 
auf zwei gemeinsame Erklärungen. 
In diesen Erklärungen verpflichten 
sich die Unterzeichner dazu, das 
Engagement ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Freiwilligen Feuer-
wehren und Hilfsorganisationen zu 
unterstützen. Wir erhoffen uns von 
dieser Erklärung einen Impuls für die 
Sicherung der Einsatzfähigkeit. Für 
den Hessischen Städtetag hat der 
zweite Vizepräsident Herr BM Horst 
Burghardt (Friedrichsdorf) die Erklä-
rung am 4.6.2016 unterzeichnet. 

Die Mitwirkung Älterer sichern
Nicht nur die aktiven Einsatzkräfte, 
sondern auch Ältere können für die 
Feuerwehren wertvoll sein. Diese 
können die Aktiven beispielsweise 
bei Aufgaben wie der Pressearbeit, 
der Gerätewartung, Ausbildung, der 
logistischen Unterstützung oder 
Verwaltungsaufgaben unterstützen 
und damit entlasten. Um dies zu 
ermöglichen, hat das Land Hessen 
mit Erlass vom 12.4.2016 festgelegt, 
dass Feuerwehrangehörige zwi-
schen dem 65. und dem 70. Lebens-
jahr ehrenamtliche Aufgaben über-
nehmen können. Die Unfallkasse 
Hessen gewährt diesem Personen-
kreis den gleichen Versicherungs-
schutz wie anderen ehrenamtlich 
Tätigen auch. Damit rüstige Seni-
oren diese Aufgabe übernehmen 
können müssen sie persönlich, geis-
tig und körperlich geeignet sein. Die 
Entscheidung trifft nach § 21 Abs. 2 
HGO der Magistrat, soweit sie nicht 
delegiert wurde.

Kündigungsschutz für 
Angehörige der Feuerwehr
Schließlich hat die SPD-Fraktion im 
Hessischen Landtag am 24.5.2016 
den Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des HBKG vorgelegt. Der 
Gesetzentwurf zielt darauf, Ange-
hörigen der Feuerwehr einen Kün-
digungsschutz zuzusprechen, der § 
35a HGO vergleichbar ist. Demnach 
darf niemand daran gehindert wer-

den, sich ehrenamtlich in der Freiwil-
ligen Feuerwehr zu engagieren, die 
Kündigung darf nur aus wichtigem 
Grund erfolgen und die betreffende 
Person ist auf ihrem Arbeitsplatz zu 
belassen.

Dieser Vorschlag trägt dazu bei, 
Feuerwehrangehörige an die Feu-
erwehr zu binden und sie vor einer 
beruflichen Benachteiligung zu 
schützen. Sie ist im Zusammenhang 
mit der freiwilligen Selbstverpflich-
tung der hessischen Wirtschaft im 
Zuge des Arbeitgebergipfels zu se-
hen. Der Hessische Landtag wird zu 
klären haben, ob und inwieweit sich 
Vereinbarung und Gesetz sinnvoll 
ergänzen können. 
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Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Anpassung der Besoldung und Versorgung in Hessen 2016 

(Ba) Die Fraktionen der CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben 
den Entwurf für ein Gesetz über 
die Anpassung der Besoldung und 
Versorgung in Hessen 2016 vor-
gelegt. Mit dem Gesetzentwurf 
sollen die Dienst-, Anwärter- und 
Versorgungsbezüge im Jahr 2016 
angehoben werden. Daneben soll 
als weitere Maßnahme zur kurzfristi-
gen Personalverstärkung ein Anreiz 
für die Bereitschaft zur Verlänge-
rung der Dienstzeit über die Pensi-
onierungsgrenze hinaus geschaffen 
werden.

Nach § 16 Hessisches Besoldungs-
gesetz sind die Bezüge der Beam-
tinnen und Beamten sowie der Rich-
terinnen und Richter regelmäßig an 
die Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen Verhältnisse anzu-
passen. Bereits das Alimentations-
prinzip verpflichtet den Dienstherrn, 
Beamtinnen, Beamte, Richterinnen 
und Richter und deren Familien 
lebenslang angemessen zu ali-
mentieren und ihnen nach ihrem 
Dienstrang, nach der mit ihrem Amt 
verbundenen Verantwortung und 
nach der Bedeutung des Berufsbe-
amtentums bzw. der Richterstellung 
für die Allgemeinheit entsprechend 
der Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen 

Verhältnisse und des allgemeinen 
Lebensstandards einen angemes-
senen Lebensunterhalt zu gewähren. 
Damit wird der Bezug der Besoldung 
zu der Einkommen- und der Ausga-
bensituation sowohl der Gesamt-
bevölkerung als auch der Staatsfi-
nanzen, das heißt zu der sich in der 
Situation der öffentlichen Haushalte 
ausdrückenden Leistungsfähigkeit 
des Dienstherrn, hergestellt. 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge 
sind zuletzt durch das Gesetz über 
die Anpassung der Besoldung und 
Versorgung in Hessen 2013/2014 
und zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 20. November 
2013 angepasst worden. Die Er-
schwerniszuschläge für den Dienst 
zu ungünstigen Zeit sind durch das 
Gesetz zur Änderung dienstrechtli-
cher Vorschriften vom 16. Dezember 
2015 erhöht worden.

Art. 1 bis 4 enthalten die erforderli-
chen Vorschriften zur Anpassung 
der Besoldung einschließlich der 
Mehrarbeitsvergütung und Versor-
gung. Sie sollen im Jahr 2016 ein-
heitlich für alle Besoldungsgruppen 
zum 1. Juli 2016 linear um 1 Prozent 
erhöht werden. Von dieser Erhö-
hung werden einheitlich auch die 
Anwärtergrundbeträge erfasst. Der 

Abzug von 0,2 Prozentpunkten für 
die Versorgungsrücklage entfällt, 
da die entsprechende Bestimmung 
durch das Gesetz zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften vom  
16. Dezember 2015 mit Wirkung zum 
1. Januar 2016 geändert wurde.

Der Gesetzentwurf enthält auch die 
Einführung eines nicht ruhegehalts-
fähigen Zuschlags in Höhe von 10 
Prozent des jeweiligen Grundgehal-
tes, das Beamtinnen und Beamte 
im aktiven Dienst erhalten, die kurz 
vor ihrer Pensionierung stehen und 
ihr Dienstverhältnis im besonderen 
öffentlichen Interesse verlängern  
(Art. 1 Nr. 4).
Schließlich stellt der Gesetzentwurf 
die monetären Leistungsbesol-
dungselemente wie die Leistungs-
prämie, die Leistungsstufe und die 
Leistungszulage bzw. ihre tarifrecht-
lichen Pendants von der Anrech-
nung auf die Versorgung frei.

Der Gesetzgeber ist seit dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. Mai 2015 zur Amtsangemes-
senheit der Besoldung aufgerufen, 
seine Erwägungen zur Besoldungs-
erhöhung an den nunmehr vom 
BVerfG vorgegebenen Kriterien ei-
ner verfassungsgerechten Alimen-
tation zu messen. 

-	 die Erhöhung der Besoldung 
und Versorgung einheitlich für alle 
Besoldungsgruppen zum 1. Juli 
2016 um 1 Prozent (Art. 1, Art 3, 
Art. 4),
-	 eine Änderung bei der Überlei-
tung von lebensjüngeren Beam-
tinnen und Beamten der unteren 
Besoldungsgruppen (Art. 2),
Die in Art. 2 Nr. 1 vorgesehene 
Regelung zur Überleitung der 
„Lebensjüngeren“ soll sicher-
stellen, dass Benachteiligungen, 
die Beamtinnen und Beamte im 

alten BDA-Grundgehaltssystem 
durch die Nichtanerkennung von 
Dienstzeiten vor Vollendung des 
21. Lebensjahres erfahren haben, 
nunmehr mit dem Systemwechsel 
zum 1. März 2014 noch beseitigt 
werden. Diese Zeiten sind nach 
den bestehenden europarecht-
lichen Vorgaben und dem ein-
schlägig zitierten Urteil nunmehr 
zwingend im neuen Erfahrungs-
stufensystem anzurechnen.
-	 der Zuschlag bei Hinausschie-
ben des Pensionseintritts in Höhe 

von 10 Prozent für Beamtinnen 
und Beamte (ausgenommen B- 
und R-Besoldung, Art. 1 Nr. 4) und
-	 die Regelung, dass Leistungs-
besoldung nicht auf etwaige pa-
rallel bestehende Ansprüche auf 
Versorgungsbezüge angerechnet 
werden (Art. 5 Nr. 2).
Ob bereits vor der Verabschie-
dung des Gesetzes Abschlags-
zahlungen auf die vorgesehenen 
Erhöhungsbeträge geleistet wer-
den, ist noch nicht abzusehen.

Wesentliche Inhalte sind:

14É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 5-6/2016

Novelle des Vergaberechts  – ein systematischer Überblick 

(Sl) Seit dem 18. April 2016 gibt es in 
Deutschland einen neuen Rechts-
rahmen für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge oberhalb der EU-Schwel-
lenwerte1. Der Gesetzgeber wollte 
mit der Novelle das Vergaberecht 
vereinfachen und damit anwender-
freundlicher gestalten. Ob dies ge-
lungen ist, mag bezweifelt werden. 
Mit diesem Beitrag möchten wir Ih-
nen einen systematischen Überblick 
über die Novelle verschaffen.

Vorgaben aus Europa 
Die Novelle setzt folgende drei EU-
Richtlinien in nationales Recht um: 
die Richtlinie über die öffentliche 
Auftragsvergabe (Richtlinie 2014/24/
EU), die Richtlinie über die Vergabe 
von Aufträgen in den Bereichen Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversor-
gung sowie der Postdienste (Richt-
linie 2014/25/EU) und die Richtlinie 
über die Vergabe von Konzessionen 
(Richtlinie 2014/23/EU). Vollzogen 
wurde die Novelle zum einen durch 
Änderungen des 4. Teil des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GWB)2 und der Verabschiedung 
der Verordnung zur Modernisierung 
des Vergaberechts3. 

Änderungen des GWB
Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur Modernisierung des 
Vergaberechts wurde im Dezember 
2015 von Bundestag und Bundes-
rat mit leichten Änderungen verab-
schiedet. Im Bereich oberhalb der 
EU-Schwellenwerte enthält das 
GWB nun erstmals die wesentlichen 
Vorgaben für alle Vergaben. Neure-
gelungen finden sich u.a. in den Be-
reichen der Grundsätze der Vergabe 
(§ 97), des Anwendungsbereichs 
(§§ 98 ff.), der Verfahrensarten, § 
119, der Ausnahmen bei öffentlich-
öffentlicher Zusammenarbeit (§ 108), 
der Leistungsbeschreibung und Eig-
nung (§ 121f.) der zwingenden und 
fakultativen Ausschlussgründe (§ 
123f.) sowie der Selbstreinigung (§ 
125; Aufzählung nicht abschließend). 

Verordnung zur Modernisierung 
des Vergaberechts 
Ergänzt werden die Änderungen 
des 4. Teils des GWB durch mehre-
re Rechtsverordnungen, die in einer 
Mantelverordnung3 zusammenge-
fasst sind. Diese Verordnung greift 
die allgemeinen Regelungen des Ge-
setzes auf und ergänzt das GWB in 
Detailfragen. Die Mantelverordnung 
umfasst folgende Verordnungen:

•	 die Vergabeverordnung (VgV) in  
	 Artikel 1, in der die Vergabe von  
	 öffentlichen Aufträgen durch öf- 
	 fentliche Auftraggeber näher  
	 ausgestaltet wird,
•	 die Sektorenverordnung (Sekt 
	 VO) in Artikel 2, die für Vergaben  
	 von Aufträgen im Bereich des  
	 Verkehrs, der Trinkwasserver- 
	 sorgung und der Energieversor- 
	 gung durch Sektorenauftragge- 
	 ber Regelungen beinhaltet,
•	 die Konzessionsvergabeverord- 
	 nung (KonzVgV) in Artikel 3, 
•	 die Vergabestatistikverordnung  
	 (VergStatVO) in Artikel 4, mit der  
	 erstmals eine Statistik über die  
	 Vergabe öffentlicher Aufträge  
	 und Konzessionen eingeführt  
	 wird,
•	 die Artikel 5 bis 7 enthalten Än- 
	 derungen in der Vergabeverord- 
	 nung Verteidigung und Sicher- 
	 heit (VSVgV), Folgeänderungen 
	 in anderen Rechtstexten sowie 
	 Regelungen zum Inkrafttreten 
	 und zum Außerkraft treten.

Die Vergabeverordnung (VgV) enthält 
nun im Wesentlichen die Normen der 
bisherigen Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Leistungen, 2. Abschnitt 
(EG-VOL/A) und der bisherigen Ver-
gabeverordnung für freiberufliche 
Leistungen (VOF). Für die Vergabe 
von Bauaufträgen sind lediglich die 
Abschnitte 1 und Abschnitt 2, Un-
terabschnitt 2, anzuwenden; im Üb-
rigen ist Teil A Abschnitt 2 der VOB/A 
anzuwenden (vgl. § 2 VgV).

Dienstleistungskonzessionen waren 
bis zum Inkrafttreten der Novelle for-
mal nicht ausschreibungspflichtig, 
wenngleich die primärrechtlichen 
Vergabegrundsätze (Diskriminie-
rungsfreiheit und Transparenz) Be-
achtung finden mussten. Nunmehr 
wurde durch die Änderung des GWB 
und die Konzessionsvergabeverord-
nung ein neues Regelwerk geschaf-
fen, welches kodifizierte Regelungen 
für die Vergabe von Bau- und Dienst-
leistungskonzessionen enthält. Die 
Grundsätze für die Vergabe auch 
von Konzessionen befinden sich im 
GWB, die Konzessionsvergabever-
ordnung enthält ergänzende Rege-
lungen, die ähnliche Inhalte hat wie 
die VgV, nur bedeutend kürzer ist. 

Fortbestehen der VOB/A-EU 
Die Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen, VOB/A, bleibt 
als eigenes Regelwerk trotz Kritik 
von vielen Seiten bestehen. Die EU-
weite Vergabe von Bauleistungen 
wird wie bisher im 2. Abschnitt der 
VOB/A geregelt, wobei bestimmte 
Aspekte des GWB auch bei der Ver-
gabe von Bauleistungen zu beach-
ten sind (s.o., vgl. § 2 S. 1 VgV). Dass 
die VOB/A nicht in das System inte-
griert wurde, widerspricht dem Ziel, 
eine einheitliche Struktur des Verga-
berechts zu schaffen und begegnet 
aufgrund der damit einhergehenden 
Ungleichbehandlung mit der VOL/A-
EU großen Zweifeln. 

Regelungen für Vergaben unter-
halb der EU-Schwellenwerte
Rund 95 % aller Vergaben lassen 
sich dem Bereich unterhalb der EU-
Schwellenwerte zuordnen. Für diese 
gelten weiterhin die VOL/A 1. Ab-
schnitt, die VOB/A 1. Abschnitt, die 
Landesvergabegesetze (in Hessen 
das Hessische Vergabe- und Tarif-
treuegesetz) sowie die Regelungen 
des jeweils geltenden Haushalts-
rechts. Wenngleich eine Anpassung 
des Unterschwellenbereiches ge-
plant ist, ist der derzeitige Zustand, 

 1 Die Schwellenwerte für öffentliche Aufträge wurden mit Wirkung zum 1.1.2016 angepasst und betragen nunmehr 5.225.000 € für Bauleistungen, 418.000 € für  
	 Liefer- und Dienstleistungsaufträge im Sektorenbereich sowie 209.000 € im Bereich Liefer- und Dienstleistungsaufträge. 
2  Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts vom 17. Februar 2016, BGBl. I Nr. 8 vom 23.02.106, S. 203. 
3  Verordnung zur Modernisierung des Vergaberechts vom 12. April 2016, BGBl. I Nr. 16 vom 12.04.2016, S. 624.
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Der neue Koalitionsvertrag – 
ein Blick auf den Bereich Verkehr und ÖPNV 

Drei Monate nach der Landtags-
wahl in Hessen haben die jetzigen 
Regierungsparteien ihren Koaliti-
onsvertrag für die 19. Legislatur-
periode vorgestellt. Darin wird das 
Thema „Mobilität“ als eines der zen-
tralen Zukunftsthemen bezeichnet. 
Schwerpunkte in diesem Abschnitt 
sind u. a. die Themen Nachhaltig-
keit des Verkehrs, die Sicherung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
Flughafen und Lärmschutz. 

Hervorzuheben ist, dass die Koa-
litionspartner neben allgemeinen 
Programmansätzen auch konkrete 
Maßnahmen ansprechen. So be-
steht im Bereich ÖPNV die Überle-
gung, ein Schülerticket einzuführen. 
Dieses soll das ganze Jahr über eine 
einfache Nutzung von Bussen und 
Bahnen für Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Weg zur Schule, aber 
auch im Freizeitverkehr gewährleis-
ten. Dazu soll zunächst evaluiert 

werden, welche Mittel zurzeit für die 
Schülerbeförderung von den Kom-
munen und dem Land Hessen aus-
gegeben werden. Danach soll ent-
schieden werden, ob eine Änderung 
des Schulgesetzes für den Bereich 
der Schülerbeförderung erfolgt und 
welcher Preis für das Schülerticket 
eingeführt werden kann. 

Im Bereich der Verkehrs nanzierung 
besteht Einigkeit, dass die Ent ech-
tungsmittel (Landesmittel nach dem 
bisherigen GVFG) für den ÖPNV und 
den kommunalen Straßenbau ge-
bunden werden. Auf Bundesebene 
möchten sich die Koalitionspartner 
für eine Fortführung der Ent ech-
tungsmittel über 2019 hinaus einset-
zen. 

Die Nachhaltigkeit soll u.a. durch 
Maßnahmen im Bereich des Schie-
nenverkehrs und eine Erhöhung des 
Anteil des Radverkehrs bis 2020 ge-
fördert werden.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden

Das Ende kam dann schnell. Mit 
zwei Sätzen hat der neue Hessi-
sche Verkehrsminister am 30.1.2014 
die Anordnung seines Vorgängers 
Rentsch vom 25.7.2013 aufgehoben; 
die Kommunen können in eigener 
Zuständigkeit entscheiden, ob die 
aufgestellten Schilder bleiben. Der 
Hessische Städtetag hatte in einem 
regen Schriftwechsel mit dem Ver-
kehrsministerium die unterschied-
lichen rechtlichen Positionen aus-
getauscht. Ein Gespräch nach der 
Landtagswahl mit dem damaligen 
Staatssekretär, dem Präsidenten 
des Städtetags und der Geschäfts-
stelle führte zu einem „Stillhalte-
Abkommen“. Zuletzt hatte eine be-
auftragte Bonner Anwaltskanzlei in 
seinem 40-seitigen Rechtsgutach-

ten dem Verkehrsminister rechtmä-
ßiges Handeln bescheinigt. Deren 
Rechtsansicht konnte der Städ-
tetag nicht teilen. Das landesweit 
angeordnete Zusatzzeichen (§ 39 
Abs. 3 StVO)  ndet keine Rechts-
grundlage. Nur die in der StVO ab-
gebildeten Verkehrszeichen dürfen 
verwendet werden oder solche, die 
das für Verkehr zuständige Bun-
desministerium nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbe-
hörden im amtlichen Katalog der 
Verkehrszeichen im Verkehrsblatt 
zulässt. In der Verkehrsminister-
konferenz im April 2013 war Minis-
ter Rentsch damit gescheitert, § 23 
Abs. 1b StVO zu streichen und Ra-
darwarngeräte zuzulassen. 
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Bremshilfe für Raser kann fallen
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dass das Vergaberecht oberhalb 
der Schwellenwerte flexibler ist und 
mehr Spielraum bietet (z.B. Wahl 
zwischen offenem und nicht offe-
nem Verfahren) als die Vorgaben im 
Unterschwellenbereich, nur schwer 
erklärbar.

Überblick über die inhaltlichen 
Regelungen 
Wenngleich das Vergaberecht in 
seiner Struktur nicht zwingend ein-
heitlicher und anwenderfreundlicher 
geworden ist, so gibt es einige po-
sitive inhaltliche Änderungen. So 
können beispielsweise öffentliche 
Auftraggeber nach § 119 Abs. 2 VgV 
zwischen offenem und nicht offe-
nem Verfahren, welches stets einen 
Teilnahmewettbewerb erfordert, 
wählen. 

Für vergaberechtsfreie In-House-
Geschäfte die bisherige EuGH-
Rechtsprechung in modifizierter 
und eine entsprechende Nicht-An-
wendbarkeit des Vergaberechts 
kodifiziert: Das Gesetz, das in § 108 
GWB hinsichtlich des „Wesentlich-
keitskriteriums“ eine 80%-Vorgabe 
statuiert, eröffnet den Städten mehr 
Spielräume als die Rechtsprechung 

des EuGH, die von einer 90%-Gren-
ze ausging. Auch die horizontale Ver-
gaberechtsfreiheit wird erstmals in  
§ 108 Abs. 6 geregelt. Danach ist das 
Vergaberecht auf Verträge zwischen 
zwei oder mehreren öffentlichen Auf-
traggebern unter den in § 108 Abs. 6 
S. 1 Nr. 1 bis Nr. 3 genannten Voraus-
setzungen nicht anzuwenden. 

Der in § 14 Abs. 3 VgV erweiterte An- 
wendungsbereich des Verhand-
lungsverfahrens vergrößert die Spiel-
räume der öffentlichen Auftraggeber 
ebenso wie die Ausweitung der Mög-
lichkeiten der Rahmenvereinbarung 
nun auch bei der Vergabe von Bau-
leistungen und freiberuflichen Leis-
tungen. Bei Liefer- und Dienstleistun-
gen war dies bereits vorher möglich. 
Weitere Änderungen, deren Vorteile 
für die kommunale Seite sich noch 
herausstellen müssen, sind u.a. die 
Einführung einer Einheitlichen Euro-
päischen Eigenerklärung (EEE), die 
der öffentliche Auftraggeber als vor-
läufigen Beleg der Eignung anzuer-
kennen hat, die erstmalige Regelun-
gen über die „Selbstreinigung“ von 
Unternehmen sowie die Regelungen 
zur Auftragsänderung während der 
Vertragslaufzeit. 

Von großer Bedeutung ist auch die 
Regelung zur E-Vergabe, § 97 Abs. 
5 GWB. Hierbei gilt es folgende Fris-
ten zu beachten: Ab dem 18. April 
2016 müssen die Vergabeunterla-
gen unentgeltlich, uneingeschränkt, 
vollständig und direkt elektronisch 
abgerufen werden können. Zudem 
besteht die Pflicht zur elektronischen 
Übermittlung der Bekanntmachun-
gen. Die Pflicht auch die übrigen 
Prozesse elektronisch durchzufüh-
ren, beginnt für die öffentlichen Auf-
traggeber am 18. April 2018; für zen-
trale Beschaffungsstellen beginnt 
diese Pflicht am 18. April 2017. Eine 
zentrale Beschaffungsstelle ist nach  
§ 120 Abs. 4 GWB ein öffentlicher 
Auftraggeber, der für andere öffent-
liche Auftraggeber dauerhaft Lie-
fer- und Dienstleistungen beschafft, 
öffentliche Aufträge vergibt oder 
Rahmenvereinbarungen abschließt 
(zentrale Beschaffungstätigkeit). 
Rein interne Organisationseinheiten 
in einer Stadt („zentrale Vergabestel-
len“) sind keine zentralen Beschaf-
fungsstellen in diesem Sinne. Aus-
nahmen von der E-Vergabe sind in  
§ 53 VgV geregelt. 

Jetzt bewerben: eKommunal – Elektromobilität bewegt!
Bewerbungsfrist endet am 30. Juni 2016

(Sw) Ab dem 1. Juni 2016 können 
sich Kommunen und deren Eigenbe-
triebe in Hessen für einen zweiwö-
chigen Test mit Elektrofahrzeugen 
online bewerben. Die Bewerbungs-
frist für die Teilnahme am neuen Pro-
jekt des Hessischen Wirtschaftsmi-
nisteriums endet am 30. Juni. Die 
Teilnehmenden können die ausge-
wählten E-Fahrzeuge im Zeitraum 
vom 9. bis 23. September 2016 in 
ihrem alltäglichen Umfeld einsetzen.
Mitmachen lohnt sich: Denn Elek-
trofahrzeuge schonen das Klima 
und sind für die täglichen Strecken 
von Verwaltungen und kommunalen 
Eigengebetrieben bestens geeignet. 
Einige Verwaltungen und Betriebe 

engagieren sich bereits in der Elek-
tromobilität. Das Projekt eKommu-
nal- Elektromobilität bewegt un-
terstützt das Interesse und bietet 
deshalb an, im Rahmen von öffent-
lichen und gewerblichen Aufgaben 
eine breite Palette von E-Fahrzeu-
gen intensiv zu testen. Dabei können 
auch wertvolle Erkenntnisse für die 
Weiterentwicklung von E-Mobilität 
gewonnen werden.

Mit der beschlossenen Kaufprä-
mie des Bundes gemeinsam mit 

Automobilherstellern sowie Inves-
titionen für den Ausbau dezentraler 
Ladeinfrastruktur erhält E-Mobilität 
eine hohe Aktualität in Deutschland. 
Doch nicht zuletzt sind es die Kom-
munen und ihre Eigenbetriebe, die 
praxisnah und vor Ort entscheidend 
als Vorbilder zum Erfolg von Elektro-
mobilität in Hessen beitragen wer-
den. 

Der Hessische Städtetag unterstützt 
das Projekt. 

Bewerben können sich interessierte 
Kommunen unter: 
www.ekommunal-hessen.de 
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(Sl) Die diesjährigen Gewinner der 
Innenstadt-Offensive Hessen „Ab in 
die Mitte!“ stehen fest. Am 28. April 
2016 fand im nordhessischen Bad 
Wildungen die Preisverleihung statt. 
15 Projekte wurden als hessische 
Landessieger ausgezeichnet. 

Fünf Kommunen und zehn private 
Initiativen teilen sich die Fördergel-
der in Höhe von insgesamt 160.000 
Euro. Unter anderem zählen die-
ses Jahr die Städte Melsungen und 
Gernsheim zu den glücklichen kom-
munalen Preisträgern. 

Auch 2016 haben sich wieder zahl-
reiche Kommunen und private Initi-
ativen an dem Wettbewerb beteiligt, 
um mit ihren Projekten zur Stärkung 
und Vitalisierung der Innenstädte, 
Stadtteil- und Ortszentren beizu-
tragen. Der Wettbewerb stand 2016 
unter dem Motto „Lust auf Grün!“. 
Insgesamt 31 Bewerbungen griffen 
das Thema „Grün“ in unterschied-
lichsten Konzepten auf und beein-
druckten die Jury mit Qualität und 
Ideenreichtum. 

Mit „Ab in die Mitte! Die Innenstadt-
Offensive Hessen“ setzt das Land 
Hessen gemeinsam mit vielen Part-
nern aus dem öffentlichen Bereich 
und der privaten Wirtschaft ein Zei-

Gewinner der Innenstadt-Offensive Hessen 
„Ab in die Mitte!“ 2016 
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chen, um neue Impulse für die Stadt-
entwicklung einzufordern und damit 
das Augenmerk der Öffentlichkeit 
auf die Attraktivität der Zentren zu 
lenken. 
Der Hessische Städtetag ist von Be-
ginn an einer der Initiatoren von „Ab 
in die Mitte!“ und in der Jury vertre-
ten. 
Aus dem Bereich der kommunalen 
Preisträger überzeugten unter ande-
rem folgende Städte mit ihren Pro-
jekten: 

•	 Gernsheim
	 „R(h)ein in die Stadt – 
	 NATÜRLICH Gernsheim“ (8.000 €)
•	 Melsungen
	 „Der grüne Kilometer“ (7.000 €).

Aus dem Bereich der privaten Preis-
träger überzeugten unter anderem 

folgende Initiativen mit ihren Projek-
ten: 

•	 Frankfurt-Bornheim/Initiative 	
	 für Lust auf Leben 
	 „Lust auf Leben – mein Sommer 	
	 in Bornheim“ (18.000 €)
•	 Fulda/IG Löherstraße 
	 „Was blüht denn da? - 
	 ZusammenWachsen“ (18.000 €)
•	 Homberg (Efze)/Stadtmarketing 
	 verein Homberg (Efze) e.V. 
	 „Zurück in die grüne Mitte – 
	 Zurück in die Zukunft“ (8.000 €)
•	 Kassel/Aktionsgemeinschaft 	
	 Friedrich-Ebert-Straße e.V. 
	 „Wir sind uns GRÜN“ (18.000 €)
•	 Marburg/Interessengemein- 
	 schaft Bildung für Nachhaltige  
	 Entwicklung 
	 „green city trail“ (15.000 €)
•	 Wiesbaden/Kubis e.V.
	 „Kulturgarten Westend“ (12.000 €)

Weitere Preisträger aus dem kom-
munalen Bereich sind Bad Cam-
berg, Niddatal sowie Schlüchtern. 
Private Preisträger sind zudem Hes-
sisch Lichtenau/TV 1894 Hessisch 
Lichtenau e. V., Hofgeismar/Ge-
meinschaft für Handel und Gewerbe 
Hofgeismar e.V., Mittleres Edertal/
Verein zur Förderung der Altstadt 
von Bad Wildungen e. V. sowie Rim-
bach/Demografie Rat Rimbach. 

„Ab in die Mitte! Die Innenstadt-
Offensive Hessen“ ist eine Ge-
meinschaftsaktion des Hessi-
schen Ministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, des Hessi-
schen Städtetages, des Hessi-
schen Städte- und Gemeinde-
bundes, der Arbeitsgemeinschaft 
Hessischer Industrie- und Han-
delskammern, der Arbeitsge-
meinschaft der Hessischen 
Handwerkskammern, dem Han-
delsverband Hessen. e.V., der HA 
Hessen Agentur, der HA Stadtent-

wicklungsgesellschaft GmbH und 
dem DEHOGA Hessen e.V. sowie 
der Fokus Development AG, der 
SK Standort & Kommune Bera-
tungs GmbH, der REWE Markt 
GmbH Region Mitte und der Bin-
ding Brauerei. Als Medienpartner 
unterstützen hr4, die Frankfurter 
Rundschau und die Hessisch-
Niedersächsische Allgemeine die 
Kampagne.
Mit den Fördergeldern können 
unterschiedlichste Konzepte ge-
fördert werden, die eine nachhal-
tige Vitalisierung und Attraktivi-

tätssteigerung von Innenstädten, 
Stadtteil- und Ortszentren zum In-
halt haben. Aufgrund dieser Viel-
fältigkeit bietet der Innenstadt-
wettbewerb sowohl kleineren und 
mittleren Städten aber auch Groß-
städten mit vielen unterschiedli-
chen Stadtteilzentren die Chance, 
diese Zentren wieder stärker und 
dauerhafter als Ort des Handels, 
der Kultur, des Arbeitens, des 
Wohnens, der Freizeit und des ge-
meinsamen Miteinanders in den 
Fokus zu rücken. 
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

05.07.2016 AG Mitte 09.30 Dillenburg 

07.07.2016 AG Nord 09.30 Melsungen 

12.07.2016 AG Süd 09.30 Heusenstamm

14.07.2016 Betriebsausflug 

06.09.2016 AK IT 10:00 Darmstadt

13.09.2016 Ausschuss f. Umwelt u. Forsten 10:00 Darmstadt

13.09.2016 Aus. f. Wirtschaft, Verkehr u. Energie 10:00 Darmstadt 

15.09.2016 Präsidium + Hauptausschuss 09:00 Kassel

21.09.2016 Sonderausschuss Gesundheit 10:00 Marburg 

21.09.2016 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Hanau

26.09.2016 AG Kultur Hanau

27.09.2016 AK Asyl 10.00 HdkS

04.-05.10.2016 AG Jugendamtsleiter 18.00 Wetzlar

05.10.2016 AG Hochbauamtsleiter 10.00 Fulda

06.10.2016 AG Rechtsamtsleiter 10.00 Pfungstadt

Gremientermine
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Entflechtungsmittel zur Verkehrsfinanzierung 

(Sw) Das Präsidium des Hessischen 
Städtetages fordert das Land zur 
Herstellung der dringend erforderli-
chen Planungs- und Finanzierungs-
sicherheit auf, sich gegenüber dem 
Bund für eine Aufstockung der Ent-
flechtungsmittel von einzusetzen 
und ein Gesetz zu verabschieden, 
das die bisherigen Entflechtungs-
mittel des Bundes mindestens in 
aktueller Höhe zugunsten des ÖPNV 
und des kommunalen Straßenbaus 
auch nach Ende 2019 sichert.

Die Entflechtungsmittel, die der 
Bund den Ländern derzeit zahlt, lau-
fen verfassungsbedingt Ende 2019 
aus. Hessen erhält derzeit jährlich 
rund 96,5 Mio. Euro und setzt die-
se Mittel jeweils zur Hälfte für den 

ÖPNV und den kommunalen Stra-
ßenbau ein. Bisher haben sich Bund 
und Länder noch nicht abschließend 
über eine Fortführung geeinigt. Eine 
Einigung ist erst im Zuge der Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanz-
beziehung zu erwarten.  

Aus verkehrspolitischer Sicht ist 
es jedoch bereits heute unbedingt 
notwendig, Planungs- und Finanzie-
rungssicherheit herzustellen. Diese 
können aus Sicht des Präsidiums 
vor allem durch ein Gesetz gewähr-
leistet werden. 

Dass die Verhandlungen mit dem 
Bund noch nicht abgeschlossen 
sind, darf nach Meinung des Präsidi-
ums nicht zu Lasten der Kommunen 
gehen. Um einen Planungsstillstand 
zu vermeiden, muss daher notfalls 
das Land einspringen, sollte sich der 
Bund ab 2020 aus seiner Finanzie-
rungsverantwortung zurückziehen.

Hessischer Städtetag  |  Informationen 3-4/2014

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Präsidium sieht dringenden Handlungsbedarf in Bezug auf die
Lärmbelastung und die Verfügbarkeit von Energiedaten

(Sw) Das Präsidium des Hessischen 
Städtetags hat am 2. Juni 2016 in 
Wiesbaden dringenden Handlungs-
bedarf in Bezug auf die weiter zu-
nehmende Umweltbelastung durch 
Verkehrslärm angemahnt. 

Die Städte können innerhalb ihrer 
Zuständigkeit und mit den ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln nur 
bedingt zur Lärmminderung beitra-
gen. Sie sind auf die Unterstützung 
durch Land und Bund angewiesen. 
Eine deutliche Lärmreduzierung ist 
nur durch konsequente gesetzgebe-
rische Maßnahmen in den Bereichen 
Immissionsschutz und Straßenver-
kehrsrecht erreichbar. Bund und 
Land müssen die entsprechenden 
gesetzlichen Rahmenbedingungen 
schaffen. Dabei legt das Präsidium 
Wert darauf, dass Temporeduzie-
rung zum Zwecke der Lärmminde-

rung auch an Hauptverkehrsstra-
ßen innerorts und auf überörtlichen 
Straßen im Ballungsraum umge-
setzt werden. Im Ballungsraum ist 
für wohngebietsnahe Streckenab-
schnitte auf Autobahnen Tempo 100  
in den Nachtstunden vorzusehen. 

Energiedaten 
Das Präsidium bittet das Land um 
Unterstützung, damit die Städte 
weit reichender als bisher vorhande-
ne Energiedaten erhalten. Basis für 
ein – auch von der Landesregierung 
gewünschtes – Energie- und CO2-
Monitoring auf kommunaler Ebene 
ist eine valide Datengrundlage. Den 
Kommunen stehen die hierfür erfor-
derlichen Daten jedoch nicht frei zur 
Verfügung. Zudem fehlt es bislang 
an einheitlichen Standards für die 
Bilanzierung. 

Mit beiden Beschlüssen folgt das 
Präsidium Positionen, die zuvor im 
Umwelt- und im Wirtschaftsaus-
schuss vorbereitet wurden. 
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